Stand: 11/2022


	§ 39a AktO mit Liste 25a und Muster 30 aktuell (Fassung NRW)
	AktO 2023

	§ 39a Beschwerden und einstweilige Anordnungen in Familiensachen des 
Oberlandesgerichts
	§ 28 Familiensachen vor den 
Oberlandesgerichten

	(1) 1Die Beschwerdeverfahren und einstweilige Anordnungen (§ 50 Abs. 1 Satz 2 
FamFG) vor dem Familiensenat des Oberlandesgerichts einschließlich der diesen 
vorausgehenden Anträge auf Gewährung von Verfahrenskostenhilfe werden 
unter den Registerzeichen UF, 
UFH und 
WF nach Liste 25a erfasst.
	§ 28 (1) Als Familiensache sind zu registrieren:


1.	unter dem Registerzeichen „UF“ …
2.	unter dem Registerzeichen „WF“ …
3.	unter dem Registerzeichen „UFH“ …
§ 16 1Ein selbstständiger Antrag auf Gewährung von Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe ist unter dem Registerzeichen zu registrieren, unter dem das spätere Verfahren zu registrieren wäre. 2Geht das betreffende Verfahren gleichzeitig oder später ein, ist es nicht zusätzlich zu registrieren. 3Satz 1 und 2 gelten auch für ein selbstständiges Ersuchen um grenzüberschreitende Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe.

	
2Unter UF sind alle Beschwerden nach § 58 FamFG gegen Endentscheidungen 
in richterlichen Verfahren in Familiensachen (ausgenommen Kostenentscheidungen) zu erfassen; hierzu gehören auch Beschwerden gegen einstweilige Anordnungen.
	§ 28 (1) Als Familiensachen sind zu registrieren:
1.	unter dem Registerzeichen „UF“ Beschwerden nach § 58 FamFG gegen Endentscheidungen in Hauptsache- und einstweiligen Anordnungsverfahren, in denen der Richter zuständig ist, mit Ausnahme der Beschwerden gegen Kostenentscheidungen,

	
3Beschwerden in Familiensachen gegen Endentscheidungen, für die die Rechtspflegerin bzw. der Rechtspfleger zuständig ist, sind unter WF zu erfassen.
	2.	unter dem Registerzeichen „WF“:
1. Beschwerden gegen Endentscheidungen in Verfahren, in denen der Rechtspfleger zuständig ist,

	4Die sonstigen Beschwerden, die sich nicht gegen Endentscheidungen richten, sowie alle Beschwerden gegen Kostenentscheidungen sind ebenfalls unter WF zu erfassen
	1. Beschwerden gegen Kostenentscheidungen,

	5Sind sonstige Beschwerden (z. B. in Kostenangelegenheiten) nach der Geschäftsverteilung nicht einem Familiensenat zugewiesen, so kann die Präsidentin bzw. der Präsident bestimmen, dass diese Beschwerden als Beschwerde in Zivilsachen nach Maßgabe der Liste 23 erfasst werden.
	1. sonstige Beschwerden, die sich nicht gegen Endentscheidungen richten,

	(2) 1Als Anträge außerhalb eines bei dem Gericht anhängigen Verfahrens sind nur solche Anträgen anzusehen, die zur Zuständigkeit des Familiensenats gehören.
	3.	unter dem Registerzeichen „UFH“
a)	Anträge und Handlungen außerhalb eines bei dem Gericht anhängigen Verfahrens, insbesondere einstweilige Anordnungen ohne 
vorangegangenes amtsgerichtliches Verfahren nach § 50 Absatz 1 Satz 2 FamFG,
b)	gerichtliche Bestimmungen der Zuständigkeit nach § 5 FamFG,
c)	Ablehnungen von Gerichtspersonen nach § 45 Absatz 3 ZPO und § 6 FamFG, …

	2Unter dem Registerzeichen UFH sind auch die einstweiligen Anordnungen ohne 
vorangegangenes amtsgerichtliches Verfahren (§ 50 Abs. 1 Satz 2 FamFG) 
zu erfassen.
	

	(3) Über die Termine zur mündlichen Verhandlung wird ein Verhandlungskalender (Muster 30/Liste 30) geführt.
	§ 6 (4) 1Für jeden Sitzungstag ist ein Verzeichnis der Termine vor Beginn des ersten Termins an dem Eingang zum Sitzungszimmer und gegebenenfalls an der zentralen Informationstafel anzuzeigen.

	(4) 1Um das Auffinden der Verfahrensdaten zu ermöglichen, ist der berechtigungsgesteuerte Zugriff auf die erfassten Personendaten der Verfahrensbeteiligten sicherzustellen.
	§ 2 (3) 1Die Verfahren werden durch die von der zuständigen obersten Landesbehörde zugelassenen Programme registriert. 2Diese Programme gewährleisten die Nutzung der nach den nachfolgenden Bestimmungen zu registrierenden Daten zur Akten- und Verfahrensführung. 3Diese Daten sind auf dem aktuellen Stand zu halten.

	2Betrifft das Verfahren ein Kind, ist zusätzlich auch dessen Name zu erfassen.
	§ 28 (2) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:
4.	Vor- und Familienname, Geburtsname und -datum oder Bezeichnung der Beteiligten sowie deren Anschrift:
c) weiterer Beteiligter,

	(5) § 39 Abs. 1 gilt sinngemäß.
	entbehrlich

	
	

	Liste 25a (§ 39a Abs. 1)
	

	Beschwerden in Familiensachen des Oberlandesgerichts UF, UFH, WF
	

	Zu erfassen sind:
	§ 28 (2) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:

	1.	Aktenzeichen
	1. Aktenzeichen,

	2.	Tag des Eingangs der ersten Schrift
	2.	Datum des Eingangs,

	3.	Name der Antragstellerin bzw. des Antragstellers
Name der Antragsgegnerin bzw. des Antragsgegners
Name der Beschwerdeführerin bzw. des Beschwerdeführers, wenn diese bzw. dieser weder Antragsteller/in noch Antragsgegner/in des Ausgangsverfahrens war
	4.	Vor- und Familienname, Geburtsname und -datum oder Bezeichnung der Beteiligten sowie deren Anschrift:
a)	Beschwerdeführer oder Antragsteller,
b)	Beschwerde- oder Antragsgegner,
c) weiterer Beteiligter,


	4.	Aktenzeichen des Gerichts erster Instanz
	3.	bei Beschwerden: Gericht erster Instanz:
a)	Sitz
b)	Aktenzeichen
c)	Datum der Entscheidung

	5.	Sitz des Gerichts erster Instanz
	

	6.	Tag der Entscheidung des Gerichts erster Instanz
	

	7.	Sonstige Beschwerden
a)	Verfahrenskostenhilfe
b 	Aussetzung des Scheidungsverfahrens
c)	Wert des Verfahrensgegenstandes
d)	Kostenangelegenheiten
e)	Anträge auf Bestätigung eines inländischen Titels als Europäischer Vollstreckungstitel nach der Verordnung (EG) Nummer 805/2004 (§ 1079 Nummer 1 ZPO)
f) 	Entscheidung über den Antrag auf Vollstreckbarerklärung einer Entscheidung nach Art. 33 der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003
g)	Sonstige Angelegenheiten
	Statistik

	
	5.	Datum und Art der Erledigung,

	8.	Tag der Abgabe an das Gericht erster Instanz
	6.	bei Beschwerden Datum der Rückgabe der Akten an das Gericht erster Instanz,

	9.	Jahr der Erledigung
	

	
	7.	Jahr der Anordnung des Weglegens und des Ablaufs der Aufbewahrungsfrist,

	10.	Bemerkungen
	8.	Bemerkungen, zum Beispiel Verbleib, weitere Verfahren.

	Erläuterungen:
	

	1.	Eine Beschwerde ist nicht neu zu erfassen, wenn gegen die angefochtene Entscheidung bereits ein Rechtsmittel anhängig ist. Das Gleiche gilt; wenn die weiter angefochtene Entscheidung im Verfahrensverbund mit der zuerst angefochtenen Entscheidung ergangen ist.
	§ 8 (1) 2Ein Rechtsmittel ist nicht erneut zu registrieren, wenn gegen die angefochtene Entscheidung bereits ein Rechtsmittel anhängig ist.

	2.	Die Neuerfassung einer Beschwerde unterbleibt ferner
a)	bei Verfahren, die aus der Instanz der Rechtsbeschwerde in die Beschwerdeinstanz zurückverwiesen werden,
b)	bei Eingang einer Beschwerde, wenn für die Hauptsache bereits ein Antrag auf Bewilligung von Verfahrenskostenhilfe läuft oder durch Beschluss erledigt worden ist,
c)	bei allen unter UFH gehörigen Anträgen, wenn die Hauptsache anhängig ist oder gleichzeitig anhängig wird,
d)	bei Anträgen aufgrund der Bestimmungen über die Vollstreckung deutscher Vollstreckungstitel im Ausland.
	§ 2 (1) 3Zu einem Geschäftsvorgang gehören alle Anträge, Erklärungen, Handlungen und Entscheidungen, die ganz oder teilweise eine Angelegenheit betreffen, mit der das Gericht oder die Staatsanwaltschaft befasst ist oder war, zum Beispiel betreffend
1.	Prozess- und Verfahrenskostenhilfe sowie Stundung der Kosten des Insolvenzverfahrens,
2.	Zwangs- und Ordnungsmittel,
3.	Berichtigung und Ergänzung,
4.	Aufhebung und Abänderung,
5.	Rechtsbehelfe,
6.	Rügen,
7.	Straf- und Zwangsvollstreckung,
8.	Fortführung nach Aussetzung, Nichtbetrieb, Ruhen oder Unterbrechung,
9.	Fortführung nach Zurückverweisung, wenn derselbe Spruchkörper tätig wird,
10.	Kosten- und Vergütungsfestsetzung,
11.	Rechtskraftzeugnisse und Vollstreckungsklauseln,
12.	Kostenansatz und Mitteilungen,
13.	Ablehnung von Gerichtspersonen.
§ 16 1Ein selbstständiger Antrag auf Gewährung von Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe ist unter dem Registerzeichen zu registrieren, unter dem das spätere Verfahren zu registrieren wäre. 2Geht das betreffende Verfahren gleichzeitig oder später ein, ist es nicht zusätzlich zu registrieren. 3Satz 1 und 2 gelten auch für ein selbstständiges Ersuchen um grenzüberschreitende Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe.

	3.	Einstweilige Anordnungen ohne vorangegangenes amtsgerichtliches Verfahren (§ 50 Abs. 1 Satz 2 FamFG) sind unter UFH zu erfassen und besonders kenntlich zu machen. 
	§ 28 (1) Als Familiensache sind zu registrieren:
3.	unter dem Registerzeichen „UFH“
a)	Anträge und Handlungen außerhalb eines bei dem Gericht anhängigen Verfahrens, insbesondere einstweilige Anordnungen ohne vorangegangenes amtsgerichtliches Verfahren nach § 50 Absatz 1 Satz 2 FamFG, …

	

Beschwerden gegen Beschlüsse über Anträge auf Erlass 
einstweiliger Anordnungen sind dagegen unter UF zu erfassen.
	§ 28 (1) Als Familiensache sind zu registrieren:
1.	unter dem Registerzeichen „UF“
Beschwerden nach § 58 FamFG gegen Endentscheidungen in Hauptsache- und einstweiligen Anordnungsverfahren, in denen der Richter zuständig ist, mit Ausnahme der Beschwerden gegen Kostenentscheidungen,

	
4.	Nichtigkeits- und Restitutionsanträge gegen rechtskräftige Beschlüsse der Beschwerdeinstanz sind neu zu erfassen.
	§ 2 (1)4Abänderungsklagen nach §§ 323, 323a ZPO, Abänderungsanträge nach §§ 225 bis 227 und §§ 238 bis 240 FamFG, Restitutions- und Nichtigkeitsklagen nach § 578 ZPO und Wiederaufnahmeanträge nach § 48 Absatz 2, §§ 118, 185 FamFG erhalten ein neues Aktenzeichen.

	5.	Unter Bemerkungen kann auf etwaige Sammelakten hingewiesen werden.
	§ 28 (2) 8.	Bemerkungen, zum Beispiel Verbleib, weitere Verfahren.

	6.	Bei den unter UFH und WF erfassten Verfahren sind die Abgaben innerhalb des Gerichts besonders kenntlich zu machen.
	Statistik

	7.	Bei den unter UFH erfassten Verfahren sind die Bescheinigungen nach den Artikeln 41 - Umgangsrecht - und 42 - Rückgabe des Kindes - der VO(EG) Nummer 2201/2003 besonders kenntlich zu machen.
	Statistik

	
	

	Muster 30 (…§ 39a Abs. 3)
	

	Verhandlungskalender für Zivilsachen des Landgerichts und für Zivil- und Familiensachen des Oberlandesgerichts
	§ 6 (4) 1Für jeden Sitzungstag ist ein Verzeichnis der Termine vor Beginn des ersten Termins an dem Eingang zum Sitzungszimmer und gegebenenfalls an der zentralen Informationstafel anzuzeigen. 2In das Terminverzeichnis sind vorbehaltlich besonderer Regelungen aufzunehmen:

	1.	Laufende Nummer für jeden Tag
	

	2.	Aktenzeichen
a) erster Instanz
b) zweiter Instanz
	6.	das Aktenzeichen,

	3.	Name
a)	des Antragstellers (Berufungs-) Klägers, Beschwerdeführers
b)	des Antragsgegners (Berufungs-) Beklagten, Beschwerdegegners
	8.	für alle öffentlichen Sitzungen die Angelegenheit, zum Beispiel durch die Bezeichnung der Parteien, gegebenenfalls als Kurzbezeichnung.

	4.	Terminsstunde
	2.	das Datum,
5.	die Uhrzeit,

	5.	Name des Prozess- bzw. Verfahrensbevollmächtigten
a) 	des Antragstellers (Berufungs-) Klägers, Beschwerdeführers
b)	des Antragsgegners (Berufungs-) Beklagten, Beschwerdegegners
	8.	für alle öffentlichen Sitzungen die Angelegenheit, zum Beispiel durch die Bezeichnung der Parteien, gegebenenfalls als Kurzbezeichnung.

	6.	Neuer Termin ist anberaumt auf
	

	7.	Das Urteil, die Entscheidung nach Lage der Akten ist zur Geschäftsstelle gekommen am
	§ 6 (5) 1In Zivil-, Familien- und Strafsachen soll nach Abschluss einer Sitzung deren Ergebnis im zugelassenen Programm vermerkt werden. 2Bei Verkündung eines Urteils oder eines Beschlusses ist auch das Datum des Eingangs des vollständig abgefassten Urteils oder des Beschlusses in der Geschäftsstelle des Gerichts zu vermerken.

	8.	Bemerkungen / Die Akten liegen vor
	

	Erläuterungen:
	

	1.	Die Spalten 1 bis 5 sind sogleich nach Terminbestimmung auszufüllen. Der Name des Anwalts der Gegenpartei ist nachzutragen, sobald er bekannt wird. Der Behördenleiter kann anordnen, dass die Spalten 5a und 5b unausgefüllt leiben.
	

	2.	Bei Anberaumung eines lediglich zur Verkündung einer Entscheidung bestimmten Termins ist dem Datum in Spalte 6 der Vermerk "VT" hinzuzusetzen. Der Verkündungstermin selbst ist in Spalte 1 durch "VT" zu kennzeichnen.
	

	3.	(Aufgehoben)
	

	4.	In Spalte 7 sind nur streitige, mit Tatbestand und Entscheidungsgründen sowie den erforderlichen Unterschriften der Richter versehene Urteile einzutragen. Wird ausnahmsweise ein Urteil ohne Tatbestand und Entscheidungsgründe der Geschäftsstelle übergeben (§ 315 Abs. 2 ZPO), so ist der Tag des Eingangs in Spalte 8b zu vermerken; Spalte 7 ist erst auszufüllen, wenn auch Tatbestand und Entscheidungsgründe der Geschäftsstelle übergeben werden.
In Spalte 7 ist zusätzlich der Tag in Klammern anzugeben, an dem der Berichterstatter das nur von ihm unterschriebene Urteil der Geschäftsstelle übergibt. In Sachen, in denen kein streitiges Urteil oder keine Entscheidung nach Lage der Akten ergangen ist, ist alsbald nach Bekanntwerden des Terminsergebnisses in Spalte 7 ein Schrägstrich (/) einzustellen.
	

	In Spalte 8a ist die Vorlegung der Akten an den Berichterstatter und an den Vorsitzenden gegebenenfalls auch an den Nebenberichterstatter (Referendar) zu vermerken; bei Rückkunft der Akten zur Geschäftsstelle ist der in Spalte 8a eingestellte Name zu durchstreichen.
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